
Lohnvergleich 2025
geschrieben von Robert Brawer | Oktober 2, 2025
Der beliebte Lohnvergleich des ZV liegt nun auch für das Jahr
2025 vor. Prüfen Sie, ob ihre Entlöhnung dem Vergleich mit den
Besoldungen bei gleicher Funktion in anderen Kantonen oder
Gemeinden entspricht, oder ob sie es nicht tut.

Die  öffentliche  Hand  arbeitet  oft  mit  Lohnbändern  und
Dienstjahren. Wir versuchen jeweils, hier so genau wie möglich
Zahlen zu liefern, gewisse Spielräume bleiben. Dies gilt auch
für  den  Funktionsbeschrieb  da  lohnt  es  sich,  genau
hinzuschauen.

Bei  Kantonen,  die  mit  Lohnbänder  arbeiten,  sind  die
Lohnanstiege  nicht  strikt  mit  den  Arbeitsjahren  verknüpft,
deshalb können nur selten Angaben der Löhne nach 11 Jahren
gemacht werden. Auch Kantone ohne Lohnbänder arbeiten vielfach
mit  überschneidenden  Lohnklassen,  so  dass  eine  strikte
Zuordnung von Funktion und Lohneinstufung nicht immer erfolgen
kann.

Die Löhne sind nur in etwa vergleichbar, denn die konkreten
Einstufungen, Anrechnungen von Erfahrungsjahren und diversen
Zulagen variieren von Kanton zu Kanton. Wiederum werden die
Löhne der öffentlichen Verwaltung, des Gesundheitswesens und
des  Polizeikorps  des  Kantons  Zürich  in  separaten  Tabellen
zusammengestellt,  dabei  werden  die  Lohnabstufungen  in  den
einzelnen Institutionen besser sichtbar. In jedem Fall: Die
Auswertung gibt Ihnen gute Anhaltspunkte.

Das Bundesamt für Statistik (BFS) errechnete im August für das
Jahr  2024  eine  Steigerung  des  Landesindex  für
Konsumentenpreise (LIK) von 0.2% gegenüber dem Vorjahr.

Die  Löhne  der  Lehrerinnen  und  Lehrer  wurde  der

Besoldungsstatistik des LCH entnommen. Die Daten für den Kanton

https://oeffentlichespersonal.ch/lohn/2025/10/lohnvergleich-2025


Zürich stammen aus www.zh.ch >footer >lohntabelle-2025. Für
die Korrektheit der Daten wird keine Gewähr übernommen.

Für  Meldungen  von  Fehleintragungen  bin  ich  dankbar,  diese
können dann korrigiert werden.

Die Tabelle finden Sie: -> Lohnvergleich 2025

 

Robert Brawer

Lohnklasseneinteilung  einer
Berufsschullehrerin
geschrieben von Claudia Schnueriger | Oktober 2, 2025
Im Urteil 8C_676/2020 befasste sich das Bundesgericht mit der
Einreihung einer Berufsschullehrerin in die 19. Lohnklasse des
kantonalen  Lohnsystems.  Die  Arbeitnehmerin  war  mit  dieser
Einreihung  nicht  einverstanden  und  verlangte  eine  höhere
Einreihung.  Das  Zürcher  Verwaltungsgericht  bestätigte  die
Einreihung. Begründet wurde dies damit, dass die Lehrerin die
Anforderungen für eine definitive Anstellung an der BMS nicht
erfüllt,  da  sie  nicht  über  einen  Universitätsabschluss
verfüge. Das Bundesgericht prüfte, ob das Verwaltungsgericht
mit diesem Entscheid verfassungsmässige Rechte der Lehrerin
verletzt hat.

Der Sachverhalt
Die Arbeitnehmerin erwarb im Jahr 2001 an einer Hochschule für
Wirtschaft  den  Master  of  Science  FH  in  Betriebsökonomie.
Nachdem sie ihr Studium um ein Modul Volkswirtschaftslehre
ergänzt hatte, immatrikulierte sie sich an der Pädagogischen
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Hochschule für die Studiengänge «Wirtschaft und Gesellschaft»
und «Berufsmaturität».

Das  Mittelschul-  und  Berufsbildungsamt  des  Kantons  Zürich
reihte  sie  in  die  Stufe  7  der  Lohnklasse  19  ein.  Diese
Einreihung wurde im Wesentlichen damit begründet, dass sie im
unterrichteten Fach zwar über einen Fachhochschul-, nicht aber
über  einen  universitären  Abschluss  verfügte.  Die  von  der
Berufsschullehrerin  erhobenen  Rechtsmittel  wurden  von  der
Bildungsdirektion des Kantons Zürich mit Entscheid vom 31.
Januar 2020 und vom Verwaltungsgericht des Kantons Zürich mit
Entscheid vom 17. September 2020 abgewiesen. Mit Beschwerde in
öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten vor dem Bundesgericht
beantragte  die  Arbeitnehmerin,  sie  sei  mindestens  in  der
Lohnklasse 20 einzureihen.

Der Entscheid des kantonalen Gerichts
Im  Kanton  Zürich  setzt  §  3  Abs.  4  der  Mittelschul-  und
Berufsschulverordnung vom 7. April 1999 (MBVO; SR 412.111) für
die  unbefristete  Anstellung  als  Mittel-  und
Berufsschullehrperson voraus, dass diese in den Fächern, in
denen sie Unterricht erteilt, über einen Hochschulabschluss
verfügt. Das Verwaltungsgericht des Kantons Zürich erwog, dass
der Begriff «abgeschlossenes Hochschulstudium» an sich keinen
klaren Schluss nahelegt. Denn sowohl Universitäten als auch
Fachhochschulen  sind  Hochschulen,  die  Lehre  vermitteln,
Forschung betreiben, Dienstleistungen anbieten und akademische
Grade verleihen. Gemäss Verwaltungsgericht lasse sich auch aus
dem Einreihungsplan nichts ableiten, zumal ein Masterabschluss
einer Fachhochschule nicht ohne Weiteres als «Fachabschluss
tieferer Stufe als Hochschulabschluss» qualifiziert wird. Das
Zürcher Verwaltungsgericht hielt weiter fest, Sinn und Zweck
von  §  3  Abs.  4  MBVO  sei,  zu  gewährleisten,  dass
ausschliesslich  vollständig  ausgebildete  Lehrpersonen
unbefristet angestellt werden, um dadurch die Qualität der
Lehrpersonen und des Unterrichts sicherzustellen. Sowohl die
Eingangs-  als  auch  Ausgangskompetenzen  von



Fachhochschulabsolvierenden stehen in einem engen Bezug zur
Arbeitswelt. Demgegenüber kennzeichnend für die universitären
Hochschulen sind insbesondere die wissenschaftliche Forschung
und Lehre. Universitäten und Fachhochschulen erfüllen heute
und in Zukunft unterschiedliche Missionen und Aufgaben. Auf
eine  Differenzierung  zu  verzichten,  ist  deshalb  nicht
angezeigt.

Das Urteil des Bundesgerichts
Das Bundesgericht prüfte, ob die vorinstanzliche Auslegung von
§  3  Abs.  4  Mittelschul-  und  Berufsschullehrerverordnung
(MBVO), wonach eine (definitive) Anstellung als Lehrperson an
dieser  Schule  einen  Universitätsabschluss  voraussetzt,
verfassungsmässige  Rechte  der  Berufsschullehrerin  verletzt.
Das Bundesgericht führte folgendes aus:

Lehrkräfte,  welche  in  der  beruflichen  Grundbildung,  der
höheren Berufsbildung und der berufsorientierten Weiterbildung
unterrichten,  müssen  von  Bundesrechts  wegen  gewisse
Anforderungen erfüllen. Dabei sieht Art. 46 Abs. 1 lit. b der
Verordnung vom 19. November 2003 über die Berufsbildung (BBV;
SR 412.101) für Lehrkräfte auf Stufe Berufsmaturität vor, dass
diese unter anderem über eine Fachbildung mit einem Abschluss
auf  Tertiärstufe  (d. h.  Stufe  Hochschule  oder  höhere
Fachschule)  verfügen  müssen;  damit  ist  ein
Universitätsabschluss keine notwendige Voraussetzung im Sinne
der BBV für Lehrkräfte an Berufsmaturitätsschulen. Gemäss Art.
46 Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 13. Dezember 2002 über die
Berufsbildung (BBG; SR 412.10) handelt es sich hierbei um
bundesrechtliche Mindestanforderungen; die Kantone sind damit
frei,  für  ihre  Schulen  höhere  Voraussetzungen  an  die
Lehrkräfte  zu  stellen.



Eine willkürliche Anwendung kantonalen Rechts liegt vor, wenn
der angefochtene Entscheid offensichtlich unhaltbar ist, mit
der tatsächlichen Situation in klarem Widerspruch steht, eine
Norm oder einen unumstrittenen Rechtsgrundsatz krass verletzt
oder  in  stossender  Weise  dem  Gerechtigkeitsgedanken
zuwiderläuft. Das Bundesgericht hebt einen Entscheid jedoch
nur auf, wenn nicht bloss die Begründung, sondern auch dessen
Ergebnis unhaltbar ist. Dass eine andere Lösung ebenfalls als
vertretbar oder gar als zutreffender erscheinen mag, genügt
nicht.

Das Verwaltungsgericht des Kantons Zürich erklärte § 3 Abs. 4
MBVO, welcher für Lehrkräfte an Berufsmaturitätsschulen einen
«Hochschulabschluss»  vorsehe,  als  auslegungsbedürftig.  Mit
Blick auf die unterschiedliche Zielsetzung von Universitäten
und Fachhochschulen sei jedoch davon auszugehen, dass mit dem
Begriff «Hochschulabschluss» ein Universitätsabschluss gemeint
sei.  Was  die  Berufsschullehrerin  gegen  diese  Auslegung
vorbringt, vermag sie nicht als willkürlich im obgenannten
Sinne erscheinen zu lassen. Insbesondere gebietet entgegen den



Ausführungen  der  Berufsschullehrerin  Art.  9  BV  nicht,  den
Abschluss einer Fachhochschule als in jedem Fall gleichwertig
mit  einem  Universitätsabschluss  anzuerkennen.  Somit  ist  es
jedenfalls im Ergebnis nicht unhaltbar, von einer Lehrkraft an
einer  Berufsmaturitätsschule  einen  Universitätsabschluss  zu
verlangen.

Die Berufsschullehrerin machte weiter geltend, es verstosse
gegen den verfassungsmässigen Grundsatz von Treu und Glauben
(Art. 9 BV; vgl. auch Art. 5 Abs. 3 BV), wenn sie einerseits
von  der  (staatlichen)  Pädagogischen  Hochschule  Zürich  ohne
Universitätsabschluss  vorbehaltslos  zu  den  Studiengängen
«Wirtschaft und Gesellschaft» und «Berufsmaturität» zugelassen
worden sei, sie aber andererseits in der Folge dieses Fach
aufgrund des fehlenden Universitätsabschlusses nicht an der
ebenfalls  staatlichen  Berufsmaturitätsschule  unterrichten
dürfe.  Das  Bundesgericht  entschied,  dass  im  Verhalten  der
kantonalen  Behörden  vorliegend  keine  Treuwidrigkeit
festgestellt werden kann. Bereits aufgrund der Tatsache, dass
nicht jeder Kanton über eine Pädagogische Hochschule verfügt,
erscheint  es  nachvollziehbar,  wenn  sich  diese  Hochschulen
betreffend  der  Zulassungsvoraussetzungen  nicht  an  den
Anforderungen  an  die  Lehrkräfte  in  ihrem  eigenen  Kanton,
sondern  an  den  bundesrechtlichen  Mindestanforderungen
orientieren. Zudem musste es der Berufsschullehrerin bewusst
sein,  dass  es  nicht  in  den  Zuständigkeitsbereich  der
Pädagogischen  Hochschule  fallen  kann,  festzulegen,  ob  ihr
Diplom  von  einem  Arbeitgeber  als  hinreichende  fachliche
Voraussetzung  für  die  Ausübung  einer  bestimmten  Tätigkeit
anerkannt  wird  oder  nicht.  Daran  vermag  auch  der  Umstand
nichts zu ändern, dass es sich bei ihrer Arbeitgeberin, der
BMS, um eine kantonale Schule handelt. Auch als kantonale
Schule ist diese nicht an das Handeln der (zwar ebenfalls
kantonalen) Pädagogischen Hochschule gebunden.

Das Bundesgericht kam zum Schluss, dass die vorinstanzliche
Auslegung  von  §  3  Abs.  4  MBVO,  wonach  eine  definitive



Anstellung  als  Lehrkraft  an  der  Berufsmittelschule  einen
Universitätsabschluss  im  unterrichteten  Fach  voraussetzt,
keine  verfassungsmässigen  Rechte  der  Berufsschullehrerin
verletze.  Die  Einreihung  in  die  Lohnklasse  19  ist  somit
rechtmässig.

Anmerkungen
Nach dem Willen des Gesetzgebers sollten Universitäten und
Fachhochschulen als Bildungsstätten «gleichwertig, aber anders
artig»  sein.  Auch  das  Hochschulförderungs-  und  -
koordinationsgesetz vom 30. September 2011 (HFKG; SR 414.20)
sieht  von  einer  völligen  Gleichbehandlung  ab,  weil
Universitäten  und  Fachhochschulen  im  Hochschulraum  Schweiz
eine je spezifische und wichtige Funktion erfüllen. Für die
Betroffenen ist es jedoch schwierig, zu erkennen, in welchen
Bereichen die beiden Hochschulausbildungen gleichwertig sind
und wo nicht. Der vorliegende Fall bestätigt dies.

Die  Frage  der  Gleichwertigkeit  von  Universität  und
Fachhochschule hängt von den Umständen im Einzelfall ab und
muss  im  konkreten  Fall  geprüft  werden.  Da  ein
Fachhochschulabschluss nicht in jedem Fall als gleichwertig
mit  einem  Universitätsabschluss  anerkannt  wird,  tun  die
Betroffenen in jedem Fall gut daran, sich vorgängig bei der
entsprechenden Stelle darüber zu informieren.

MLaw Claudia Schnüriger

Ein  «Meilenstein»  wurde
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gesetzt!
geschrieben von Iris Braunwalder | Oktober 2, 2025
Es  kommt  nicht  gerade  oft  vor,  dass  die  Schaffhauser
Kantonsangestellten  zu  einer  Kundgebung  aufrufen.  Am  18.
November 2019, Montag früh um 07.30 Uhr, erschienen weit über
150 Staatsangestellte, um vor Beginn der Kantonsratssitzung
auf  die  Dringlichkeit  von  strukturellen  Lohnmassnahmen
aufmerksam zu machen.

«Wir  sind  enttäuscht  und  irritiert  über  die
Geschäftsprüfungskommission, welche die belegte strukturelle
Lohnungleichheit zu anderen Kantonen ausblendet.»

Die GPK wollte für das Budget 2020, das am Montag, 18.11.2019,
verabschiedet  wurde,  die  von  der  Kantonsregierung
vorgeschlagenen Lohnanpassungen im Umfang von 2,75 Prozent auf
1,25  Prozent  kürzen  und  gleichzeitig  die  Steuern  um  fünf
Punkte senken, von 110 Prozent auf 105 Prozent auf Kosten des
Staatspersonals.

Keine  Lohnentwicklung  –  Abwanderung  in
angrenzende Kantone
«Keine  Lohnentwicklung  =  Abwanderung  in  andere  Kantone»
prangte  auf  Transparenten.  Flyer  mit  dem  Aufruf  «Die
kantonalen Angestellten verdienen für ihre gute Arbeit einen
fairen, marktgerechten, wertschätzenden Lohn. Wenn nicht jetzt
–  wann  dann?»  wurden  den  Ratsmitgliedern  in  die  Hände
gedrückt.

Die  Damen  und  Herren  Kantonsparlamentarier  passierten,
gezwungenermassen,  ein  Spalier  von  Verwaltungsangestellten,
Lehrpersonen,  Pflegenden,  Werkhofangestellten  und  auch  von
mittlerweile  pensionierten  Mitarbeitenden,  um  in  den
Kantonsratssaal  zu  gelangen.
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Die Solidarität unter allen Anwesenden war merklich spürbar
und  liess  das  trübe,  nasskalte  Wetter  vergessen.  Die
Kundgebung wurde mit Flugblättern aller Art bestärkt, welche
den Räten ausgehändigt wurden.

In der darauffolgenden langen Debatte zeigte sich die Mehrheit
der  Ratsmitglieder  überzeugt  davon,  dass  Handlungsbedarf
bestehe.  So  verdienen  etwa  Polizistinnen  und  Polizisten,
Pflegefachleute, Lehrerinnen und Lehrer und weitere kantonale
Fachkräfte in Schaffhausen weit weniger als ihre Kolleginnen
und Kollegen in den Nachbarkantonen. Das erschwert es dem
Kanton  Schaffhausen  zunehmend,  auf  dem  Arbeitsmarkt  gutes
Personal zu rekrutieren.

Die  Kantonsfinanzen  sind  im  Lot,  die
Löhne jedoch nicht mehr
«Die  Kantonsfinanzen  sind  im  Lot,  die  Löhne  jedoch  nicht
mehr»,  so  die  Aussage  von  Finanzdirektorin  Cornelia  Stamm
Hurter  während  der  lang  andauernden  Debatte.  Profitieren
sollen gezielt vor allem jüngere Angestellte und solche in den
unteren  Bereichen  der  Lohnbänder.  Mit  der  strukturellen
Anhebung  sollen  teilweise  höhere  Einstiegslöhne  möglich
werden.

Der  gesamte  Regierungsrat  appellierte  erfolgreich  an  die
Verantwortung  des  Kantonsrats,  ausreichend  Personal  zur
Verfügung zu stellen sowie für angemessene und marktfähige
Löhne zu sorgen.

Versäumnisse der Vorjahre
Versäumnisse der Vorjahre haben zu einem strukturellen Problem
geführt. «Der Rat hat immer weniger Lohnanpassungen bewilligt,
als die Regierung vorgeschlagen hatte, jetzt sind die Probleme
da.»

Angesichts  der  guten  Finanzlage  appellierte



Regierungspräsident Ernst Landolt an die Parlamentarier: «Es
ist das Gebot der Stunde, wann – wenn nicht jetzt?!»

So folgte das Parlament der Regierung mit einer wuchtigen
Mehrheit und genehmigte mit 34 zu 15 Stimmen eine Anhebung der
Löhne  um  2,75  Prozent  zur  Erleichterung  der  Verbände  und
Freude aller kantonalen Angestellten.

Lohnanpassungen 2020
Für die individuellen Lohnmassnahmen (Leistungslohn) wird 1
Prozent eingesetzt und für die wichtige strukturelle Anpassung
1,75 Prozent.

Es wird auch inskünftig ein hohes Mass an Argumentationskraft
erfordern, um die Kontinuität in der Lohnentwicklung wahren zu
können. Die Debatte hat gezeigt, dass einige Parlamentarier
das Lohnsystem und die Gesamtsicht der Problemstellung nicht
verstehen oder nicht verstehen wollen. Auf jeden Fall dürfen
wir uns jetzt über das Ergebnis freuen.

Dank  an  die  Regierung  für  die
Wertschätzung
An dieser Stelle dankt der SSV der gesamten Regierung des
Kantons  Schaffhausen  für  ihren  Einsatz  und  die
entgegengebrachten  Wertschätzung  für  die  kantonalen
Angestellten.

Wir  sind  alle
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Pilzkontrolleure
geschrieben von Fabian Schambron | Oktober 2, 2025
Kolumne.  Lohn  wird  meist  zwischen  Arbeitgebenden  und
Arbeitnehmenden verhandelt. Dennoch scheinen alle zu wissen,
wer zu viel und wer zu wenig verdient. Diese Situation ist
fast  lustig,  nützt  und  schadet  aber  leider  jeweils  den
Falschen.

Verdienen Sie zu viel? Ich schon – findet Herbert. Wie ich
arbeitet Herbert beim Kanton. Wir machen «etwas mit Menschen»,
wir ticken politisch ähnlich, wir verstehen uns ganz gut. Nur,
scheint  es,  verdiene  ich  zu  viel.  Nichts  Neues,  denn
Vorurteile  kennen  wir  alle:  Auf  der  Verwaltung  sind  sie
ineffizient und faul, Lehrer sein (also Ferien machen, höhö)
können  alle,  die  mal  zur  Schule  gingen,  und  die  Polizei
schlendert den ganzen Tag herum und verteilt Busszettel. Kurz,
das öffentliche Personal verdient zu viel, arbeitet zu wenig
und tut das Falsche. So sieht uns ein viel zu grosser Teil der
Bevölkerung – und so sehen einige von uns die jeweils anderen,
wie etwa Herbert mich.

Natürlich  können  wir  Löhne  rechtfertigen  oder
Öffentlichkeitsarbeit betreiben, um unser Image zu verbessern.
Beides ist wichtig, verfehlt aber Wichtigeres: Solange nämlich
einige von uns andere von uns für ihre Probleme verantwortlich
machen  oder  einfach  beneiden,  nützen  sie  damit  den
Verursachern selbiger Probleme – und schaden uns allen.

Ein  Beispiel.  Der  Departementsvorsteher,  der  Chef  unserer
Chefs,  sagte  an  einer  Delegierten¬versammlung  meines
kantonalen  Dachverbands  einmal  sinngemäss:  Die  Lehrpersonen
sollen  sich  beruhigen,  abgebaut  werde  überall,  sogar  beim
kantonalen  Pilzkontrolleur.  Mitgemeint  war:  «Der
Pilzkontrolleur  ist  allein.  Der  wehrt  sich  nicht.  Ihr
Lehrpersonen seid als Berufsgruppe auch allein, also wehrt
euch nicht.» Wenn das alle Verbände glauben, gibt es keinen
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Widerstand.  Manche  werden  sich  vor  lauter  Ärger  über  die
eigene Niederlage aber fragen, ob denn bei allen gleich viel
abgebaut wird. Diese Schlauberger übersetzen dann das Unrecht
des Abbaus in Ungerechtigkeit innerhalb des Abbaus und lenken
ihre  Wut  auf  andere  Betroffene  statt  auf  die
Verantwortlichen.  

Mit Gerechtigkeitssinn hat das wenig zu tun. Wer Gerechtigkeit
will, sucht die Verursacher des Abbaus. Für politische Wirkung
müssen wir allerdings zusammenstehen. Wir brauchen ja nicht
Freunde werden oder Zahnbürsten teilen. Es reicht, einander
als engagierte Berufsleute zu achten und zu unterstützen: Ein
Angriff  auf  den  Pilzkontrolleur  ist  ein  Angriff  auf  die
Gemeindeschreiberin ist ein Angriff auf den Pflegefachmann ist
ein Angriff auf die Polizistin ist ein Angriff auf den Richter
ist ein Angriff auf die Denkmalschützerin.

Wer auf seinesgleichen herumhackt, handelt in der aktuellen
politischen  Situation  nicht  einfach  kurzsichtig,  sondern
suizidal. Sie und ich, wir sind auch Pilzkontrolleure – oder
wir sind gar nichts. Wenn wir diese Haltung nicht hinkriegen,
wird  alles  schlechter.  Wirklich  alles,  für  alle.  Dann
verdienen wir nicht «zu viel» oder «zu wenig», sondern alles,
was uns noch Übles blüht.


